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(Nr. 13444.) Geſetz zur Abänderung des Ausführungsgeſetzes zum Reichsgeſetze für Jugendwohlfahrt. 
Vom 25. Juli 1929. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. f 
§ 6 des Ausführungsgeſetzes zum Reichsgeſetze für Jugendwohlfahrt erhält folgende 


Faſſung: 

Nach jeder Neuwahl der Vertretung des Selbſtverwaltungskörpers, bei dem das Jugendamt 
errichtet ift, find ſämtliche Mitglieder des Jugendamts gemäß SS 4 und 5 neu zu beſtellen. Bis 
zur Neubeſtellung üben die bisher beſtellten Mitglieder ihre Tätigkeit weiter aus. 


§ 2. 
Im 8 13 Abſ. 2 wird hinter die Worte „der SS 4“ die Zahl „6“ eingefügt. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 25. Juli 1929. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Hirtſiefer. 


(Nr. 13445.) Geſetz über Verlängerung der Geltungsdauer des Artikels 1, 1 bis III des Geſetzes über die 
Anderung des Polizeikoſtengeſetzes. Vom 2. Auguſt 1929. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
) | Einziger Artikel. 


Die Geltungsdauer des Artikels 1, 1 bis III des Geſetzes über die Anderung des Polizeikoſten⸗ 
geſetzes vom 6. November 1924 (Gefegjamml. S. 727) wird bis zum 31. März 1930 verlängert. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 21. Auguſt 1929. 23 
Geietzſammlung 1929. Nr. 13444 — 13446.) 


/ 
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Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfajjungs- 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 2. Auguſt 1929. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Zugleich für den Finanzminiſter: 
Braun. Grzeſinski. 


(Nr. 13446.) Polizeikoſtengeſez. Vom 2. Auguſt 1929. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 

(1) Unmittelbare Koſten der örtlichen Polizeiverwaltung find ſämtliche perſönlichen Bezüge 
(einſchließlich der Ruhegehälter, Wartegelder und Verſorgungsbezüge) der Polizeibeamten, der bei 
der Polizei beſchäftigten Angeſtellten und Arbeiter und der Beamten des Nachtwachdienſtes, Witwen— 
und Waiſengelder für Hinterbliebene dieſer Beamten, Tagegelder, Reiſe- und Umzugskoſten, 
Wohnungs- und Notſtandsbeihilfen, Unterſtützungen, Ausgaben auf Grund der Reichsverſiche— 
rungsgeſetzgebung, aus Haftpflichtfällen, zur Beſchaffung, Anmietung und Unterhaltung aller 
Liegenſchaften, die polizeilichen Zwecken dienen, einſchließlich der Einrichtungsgegenſtände, Koſten 
für Verpflegung, Bekleidung, Ausrüſtung und ärztliche Behandlung, Bildung, Fürſorge, Unter- 
richt und Leibesübung, für Geſchäftsbedürfniſſe, Polizeigefängniskoſten, Koſten der örtlichen 
Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau ſowie alle ſonſtigen Ausgaben, welche entſtehen, um die Polizei⸗ 
behörde zum Erlaß ihrer Anordnungen inſtand zu ſetzen, und die Koſten der Anordnungen ſelbſt. 

(2) Mittelbare Polizeikoſten der örtlichen Polizeiverwaltung ſind ſolche, die infolge der Ver— 
waltungstätigkeit der Polizei zur Herſtellung polizeimäßiger Zuſtände in der Außenwelt entſtehen. 

GER? 

(1) Die unmittelbaren und mittelbaren Koſten der örtlichen Polizeiverwaltung werden von 
den Gemeinden und den Gemeindeverbänden, welche einen Ortspolizeibezirk bilden, getragen; ihnen 
fallen auch die Einnahmen aus der örtlichen Polizeiverwaltung zu. 

(2) Soweit in Gemeinden und Gemeindeverbänden die örtliche Polizeiverwaltung von einer 
ſtaatlichen Behörde geführt wird oder ſich daſelbſt ſtaatliche Einrichtungen für Aufgaben der ört— 
lichen Polizeiverwaltungen, insbeſondere ſtaatliche Polizeibereitſchaften und Kommandos oder 
einzelne ſtaatliche Polizeibeamte befinden, beſtreitet der Staat die durch die ſtaatliche Verwaltung 
und die Verwendung ſtaatlicher Beamter entſtehenden unmittelbaren Polizeikoſten. Er erhebt alle 
Einnahmen, die aus den von ihm zu erledigenden polizeilichen Aufgaben entſtehen. 

(3) Die Koſten für die Einrichtung und Unterhaltung von Richtungsſchildern (Wegweiſern), 
Gefahrentafeln, von polizeilichen Gebots- und Verbotstafeln, der Bezeichnung von Straßen ver- 
ſchiedener Ordnung, von Einbahnſtraßen, Parkplätzen und Übergangswegen, der Signal— 
einrichtungen und Verkehrstürme einſchließlich der Stromkoſten für den Betrieb der Verkehrs— 
ſignale, ſowie die Koſten aller derartigen im Intereſſe der Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs 
erforderlichen Einrichtungen, Anlagen und baulichen Maßnahmen trägt der Wegeunterhaltungs: 
pflichtige. Alle derartigen Einrichtungen ſind dem Wegeunterhaltungspflichtigen, ſoweit ſie nicht 
ſchon bisher in ſeinem Eigentume ſtanden, unentgeltlich zu überlaſſen. Art, Umfang und techniſche 
Ausgeſtaltung der Einrichtungen richten ſich nach den Anforderungen der Verkehrspolizeibehörde 
nach einheitlich vom Miniſter des Innern zu erlaſſenden Vorſchriften. 
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§ 3. 

(1) Zu den dem Staate gemäß § 2 Abſ. 2 zur Laſt fallenden Koſten der örtlichen Polizei— 
verwaltung leiſten die Gemeinden, in denen die örtliche Polizeiverwaltung von einer ſtaatlichen 
Behörde geführt wird, einen Beitrag. Als örtliche Polizeiverwaltung, jedoch nicht als ſtaatliche 
Behörde im Sinne dieſes Geſetzes, iſt der Landrat in der Provinz Hannover und der Diſtrikts— 
kommiſſar in der Provinz Grenzmark Poſen-Weſtpreußen, als Ortspolizeibezirk im Sinne des § 4 
dieſes Geſetzes iſt in beiden Landesteilen die Gemeinde anzuſehen. 

(2) Für das Rechnungsjahr 1930 find 48 Millionen AN als Beitrag zu zahlen. Für die 
folgenden Rechnungsjahre ändert ſich der Beitrag in demſelben Verhältnis, in dem die um die 
Iſteinnahmen verminderten Iſtausgaben des Staates für die Polizei im jeweils voran— 
gegangenen Rechnungsjahre zu denen für das Rechnungsjahr 1927 ſtehen. Die Höhe wird jeweils 
durch die Miniſter des Innern und der Finanzen endgültig feſtgeſetzt. Hierbei ſind die Einnahmen 
und Ausgaben der Polizei in dem Verhältniſſe der Geſamtzahl des Etats der Polizeibeamten zu 
dem der Landjägereibeamten zu kürzen. Von der Geſamtzahl der Landjägereibeamten find jedoch 
die in verſtaatlichten Polizeibezirken ſtationierten Landjägereibeamten abzurechnen. 

(3) Der Beitrag wird auf die beteiligten Gemeinden zur Hälfte nach der Bevölkerungszahl 
im Sinne der für die Verteilung der Reichseinkommen- und Körperſchaftsſteuer auf die Gemeinden 
maßgebenden Beſtimmungen des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze, zur 
Hälfte nach Maßgabe der Beträge verteilt, die ihnen nach dem Stande des 31. März aus dem reinen 
Gemeindeanteil an Einkommen- und Körperſchaftsſteuer nach den reichsrechtlichen Rechnungs— 
anteilen für das vorangegangene Rechnungsjahr rechneriſch zugefloſſen wären, ſoweit dieſe 
Rechnungsanteile den Berechnungen für die landesrechtliche Verteilung der Einkommen- und 
Körperſchaftsſteuer zugrunde gelegt worden ſind. Der Beitrag iſt in vierteljährlichen Raten im 
voraus zu entrichten. 

(4) Soweit die örtliche Polizeiverwaltung nur für Teile eines Gemeindebezirkes von einer 
ſtaatlichen Behörde geführt wird, iſt der auf die Gemeinde entfallende Beitrag nur nach der Be— 
völkerungszahl (Abſ. 3) des verſtaatlichten Gemeindeteils und nach den im Verhältniſſe der Geſamt⸗ 
bevölkerungszahl (Abſ. 3) zu der Bevölkerungszahl (Abſ. 3) des verſtaatlichten Gemeindeteils 
gekürzten Reichseinkommen- und Körperſchaftsſteuerbeträgen (Abſ. 3) zu berechnen. 


§ 4. 

(1) Die Koſten der Ausführung eines ihr von der polizeilichen Aufſichtsbehörde erteilten 
polizeilichen Auftrags trägt die örtliche Polizeiverwaltung. 

(2) Bei vorübergehender Verwendung von Polizeibeamten in einem anderen Ortspolizeibezirke 
ſind alle aus dieſer Verwendung entſtehenden Mehrkoſten als Polizeikoſten desjenigen örtlichen 
Polizeibezirkes anzuſehen, in dem die Beamten Verwendung finden. Vorſtehende Beſtimmung 
findet keine Anwendung auf die Verwendung von Landjägereibeamten innerhalb der Land— 
gemeinden desjenigen Landkreiſes, dem die Beamten zugeteilt ſind. 

(3) Dient der Zweck eines von der polizeilichen Aufſichtsbehörde erteilten polizeilichen Auf— 
trags (Abſ. 1) oder der vorübergehenden Verwendung von Polizeibeamten in einem anderen Orts— 
polizeibezirk (Abſ. 2) ſeiner Art nach überwiegend der Aufrechterhaltung der Staatsſicherheit oder 
der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung eines über den Bereich einer örtlichen Polizei— 
verwaltung hinausgehenden Gebiets, ſo ſind die Mehrkoſten dieſes Auftrags oder dieſer aus— 
wärtigen Verwendung auf Antrag der betreffenden örtlichen Polizeiverwaltung auf die Staats— 
kaſſe zu übernehmen. 

(4) Werden Polizeibeamte zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben vorübergehend in einer Ort— 
ſchaft untergebracht, in der keine ſtaatliche Unterkunft vorhanden iſt oder die vorhandene nicht aus— 
reicht, ſo hat die Gemeinde ihnen gegen Entſchädigung Unterkunft zu gewähren. 

(5) Den zur Probedienſtleiſtung in der Gemeindepolizei abgeordneten Schutzpolizeibeamten 
ſind Dienſtbezüge in der Höhe zu gewähren, wie ſie den in andere Dienſtzweige der ſtaatlichen 
Polizei übernommenen kündbaren Schutzpolizeibeamten zuſtehen. Die Gemeinde hat dieſen 
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Beamten ferner für die Dauer des Probedienſtes die Wohnungsbeihilfe und im Falle ihrer end⸗ 
gültigen Anſtellung im Gemeindedienſte die Umzugskoſten, beide Bezüge in der Höhe zu gewähren, 
wie ſie gleichbeſoldeten Staatsbeamten zuſtehen. 


8 5. 

Gemeinden und Gemeindeverbände, in denen die örtliche Polizeiverwaltung einer ſtaat⸗ 
lichen Behörde oder einem Staatsbeamten übertragen worden iſt oder wird, ſind verpflichtet, die 
Grundſtücke, Gebäude, Gebäudeteile, Einrichtungen und Geräte, die ſchon zuvor den Zwecken der 
örtlichen Polizeiverwaltung gedient haben, auf Anfordern dem Staate gegen angemeſſene Ent- 
ſchädigung nach Bedarf zur Verfügung zu ſtellen. Die Überlaſſung der vorhandenen Akten und 
Karteien geſchieht unentgeltlich. Die Gemeinden bleiben ferner verpflichtet, die in ihrem Eigen⸗ 
tume ſtehenden Grundſtücke, Gebäude, Gebäudeteile, Einrichtungen und Geräte, die bereits beim 
Inkrafttreten des Polizeikoſtengeſetzes vom 3. Juni 1908 (Geſetzſamml. S. 149) den Zwecken der 
ſtaatlichen Ortspolizeiverwaltung unentgeltlich dienten, auch ferner für die Dauer des Bedarfs der 
ſtaatlichen Ortspolizeibehörde für dieſe Zwecke unentgeltlich zu belaſſen. 


§ 6. 

Die beſtehenden Verträge über die Hergabe von Grundſtücken uſw. ($ 5) zur Benutzung für 
die ſtaatlichen Ortspolizeiverwaltungen werden durch die Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht 
berührt. 

§ 7. 

Alle geldlichen Anſprüche aus dieſem Geſetz erlöſchen, wenn ſie nicht innerhalb zweier Jahre, 
nachdem die den Anſpruch begründenden Tatſachen dem Anſpruchsberechtigten bekannt geworden 
ſind, gegenüber dem Verpflichteten ſchriftlich geltend gemacht werden. 


8 8. 
(1) Der Regierungspräſident entſcheidet: 
1. bei Streitigkeiten aus den SS 1, 2, 4 und 5; 
2. über die Unterverteilung in den Fällen des § 4 Abſ. 1 und 2; 
3. über die Übernahme von Koſten auf die Staatskaſſe, $ 4 Abſ. 3. 

Für Berlin tritt an die Stelle des Regierungspräſidenten der Oberpräſident. Gehören die 
Parteien oder Streitgenoſſen mehreren Regierungsbezirken derſelben Provinz an, ſo beſtimmt 
der Oberpräſident, andernfalls der Miniſter des Innern, den für die Entſcheidung zuſtändigen 
Regierungs⸗ bzw. Oberpräſidenten. 

(2) Gegen die Entſcheidung des Regierungspräſidenten iſt binnen einer Ausſchlußfriſt von 
zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim Bezirksausſchuß und gegen deſſen 
Entſcheidung binnen einer Ausſchlußfriſt von zwei Wochen die Reviſion an das Oberverwaltungs⸗ 
gericht gegeben. Die Reviſion kann nur darauf geſtützt werden, 

a) daß die angefochtene Entſcheidung auf der Nichtanwendung oder auf der unrichtigen 
Anwendung des beſtehenden Rechtes beruhe, 
b) daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 


(3) Die Zuläſſigkeit der Reviſion iſt durch einen 1000 RM überſteigenden Beſchwerde⸗ 
gegenſtand bedingt. 

(4 Gegen die Entſcheidung des Oberpräſidenten der Provinz Brandenburg und von Berlin 
im Falle des Abſ. 1 Satz 2 iſt innerhalb einer Ausſchlußfriſt von zwei Wochen die Klage beim Ober⸗ 
verwaltungsgerichte gegeben; die Zuläſſigkeit der Klage iſt durch einen 1000 RM überſteigenden 
Beſchwerdegegenſtand bedingt. 

(5) Die vom Regierungspräſidenten über die Einrichtungen und Maßnahmen, welche die 
örtliche Polizeiverwaltung erfordert, erlaſſenen Vorſchriften und Anordnungen unterliegen nicht 
den Rechtsmitteln des Abſ. 2. 
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(ei Gegen die Verfügungen der Verkehrspolizeibehörde auf Grund des § 2 Abſ. 3 find die 
allgemeinen Rechtsmittel gegen polizeiliche Verfügungen gegeben mit der Maßgabe, daß gegen 
die Verfügung eines ſtaatlichen Polizeiverwalters ſtets die Beſchwerde an den Regierungs- 
präſidenten (gegen die des Polizeipräſidenten in Berlin an den Oberpräſidenten) oder die Klage 
beim Bezirksausſchuſſe ſtattfindet. 

(7) Erachtet der in Anſpruch Genommene zu der ihm angeſonnenen Leiſtung aus Gründen 
des öffentlichen Rechtes ſtatt ſeiner einen anderen für verpflichtet, ſo iſt das Rechtsmittel zugleich 
gegen dieſen zu richten. 

SS 

(1) Aus dem Anteile, der gemäß den Vorſchriften des $ 11 des Preußiſchen Ausführungs- 
geſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz auf die Geſamtheit der Gemeinden mit mehr als 2000 Ein- 
wohnern entfällt, erhalten die Gemeinden und Gemeindeverbände für jeden von der Aufſichts⸗ 
behörde beſtätigten, überwiegend mit polizeilichen Dienſten beſchäftigten kommunalen Polizei⸗ 
vollzugsbeamten vorweg einen Ausgleichsbetrag von 1000 AM im Rechnungsjahre 1930, von 
2000 AM im Rechnungsjahre 1931 und von 3000 RM vom Rechnungsjahre 1932 an. 

(2) Die hierfür erforderliche Geſamtſumme wird auf die Gemeinden mit mehr als 
2000 Einwohnern nach demſelben Maßſtab umgelegt wie die zweite Hälfte des Geſamtbeitrags der 
Gemeinden mit ſtaatlicher Polizei zu den Koften dieſer Polizei (vgl. § 3 Abſ. 3). 


§ 10. 

(1) Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1930 in Kraft. Mit demſelben Zeitpunkte treten das 
Polizeikoſtengeſetz vom 3. Juni 1908 (Geſetzſamml. S. 149), das Geſetz über die Anderung des 
Polizeikoſtengeſetzes vom 6. November 1924 (Geſetzſamml. S. 727), § 7 Abſ. 3 des Geſetzes, 
betreffend den Erlaß polizeilicher Strafverfügungen wegen Übertretungen, vom 23. April 1883 
(Geſetzſamml. S. 65), ferner alle bisherigen Beſtimmungen über Verteilung der Polizeikoſten, 
Zuſchüſſe und Beihilfen zu den Polizeikoſten und über Einnahmen aus der Polizeiverwaltung 
ſowie alle auf dieſem Gebiete beſtehenden örtlichen oder für Teile des Staatsgebiets geltenden 
Sonderbeſtimmungen außer Kraft. Die Vorſchriften des §S 7 Ab. 1 und 2 des Geſetzes, betreffend 
den Erlaß polizeilicher Strafverfügungen wegen Übertretungen, vom 23. April 1883 (Geſetzſamml. 
S. 65) bleiben unberührt. 

(2) Soweit jedoch in der Rheinprovinz bisher die von den ſtaatlichen Polizeibehörden feſt⸗ 
geſetzten Polizeiſtrafen den Gemeinden zugefloſſen ſind, erhalten die Gemeinden weiterhin im 
erſten Jahre des Inkrafttretens dieſes Geſetzes zwei Drittel und im zweiten Jahre des Inkraft⸗ 
tretens noch ein Drittel dieſer Strafgelder. 


§ 11. 
Die Miniſter des Innern und der Finanzen ſind mit der Ausführung dieſes Geſetzes 
beauftragt. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird a verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 2. Auguſt 1929. 


(Siegel. Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Zugleich für den Finanzminiſter: 
Braun. Grzeſinski. 


— Zugleich für den Finanzminiſter: 
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Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 


(S 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 
e 1: Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 156 für 1929 iſt eine vieh— 
ſeuchenpolizeiliche Anordnung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten vom 28. Juni 
1929 über das Desinfektionsverfahren bei Viehſeuchen verkündet, die am Tage ihrer Veröffentlichung in 
Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 13. Juli 1929. 


Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


2. Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 171 vom 25. Juli 1929 
iſt eine Bekanntmachung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten vom 22. Juli 
1929 über Anderung der Satzung der Landwirtſchaftskammer für den Regierungsbezirk Wiesbaden 
veröffentlicht, die am 26. Juli 1929 in Kraft getreten iſt. 8 


Berlin, den 30. Juli 1929. 


Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. April 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Preußiſche Elektrizitäts-Aktiengeſellſchaft 
in Berlin für den Bau der Teilſtrecken Hannover-Herford zweier 220 000 Volt-Doppel⸗ 
leitungen 
durch die Amtsblätter der Regierung in Hannover Nr. 25 S. 117, ausgegeben am 22. Juni 1929, 
der Regierung in Minden Nr. 26 S. 93, ausgegeben am 29. Juni 1929, der Regierung in 
Lüneburg Nr. 27 S. 127, ausgegeben am 6. Juli 1929, und der Regierung in Kaſſel Nr. 25 
S. 155, ausgegeben am 22. Juni 1929; 


1 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Mai 1929 
über die Genehmigung der Satzungsänderung der Pommerſchen Stadtſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 26 S. 117, ausgegeben am 29. Juni 1929; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Juni 1929 
über die Genehmigung der Beſchlüſſe des 29. Generallandtags der Schleſiſchen Landſchaft 
vom 5. und 6. Februar 1929 
durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 27, Sonderbeilage, ausgegeben am 6. Juli 1929; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Juni 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Rondorf für den Bau einer 
Uferſchutzmauer in der Ortſchaft Weiß 
durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 26 S. 110, ausgegeben am 29. Juni 1929; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Juni 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Rheiniſch-Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, 
Aktiengeſellſchaft in Eſſen (Ruhr), für den Bau einer elektriſchen Zuleitung zu der Schiefer— 
grube Paul in Oberkirn 
durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 26 S. 67, ausgegeben am 29. Juni 1929; 


—1 


9 


10. 


dét 
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5 der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Juni 1929 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Kommunale Elektrizitäts-Lieferungs— 
geſellſchaft, Aktiengeſellſchaft in Sagan, für Anlagen zur Leitung und Verteilung des 
elektriſchen Stromes in den Kreiſen Rothenburg O. L. und Görlitz 

durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 28 S. 154, ausgegeben am 13. Juli 1929; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Juni 1929 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Preußiſche Elektrizitäts-Aktiengeſellſchaft 
in Berlin für eine 20000 Volt-Leitung von Borken nach Kirchhain 
durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 26 S. 159, ausgegeben am 29. Juni 1929; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Juni 1929 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinden St. Mauritz und Handorf 
für den chauſſeemäßigen Ausbau einer Straße vom Bahnhofe Sudmühle nach Handorf 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 26 S. 108, ausgegeben am 29. Juni 1929; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Juni 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Berlin für den Ausbau 
des Waſſerlaufs der Panke 
durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Nr. 29 S. 211, ausgegeben am 
20. Juli 1929; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Juli 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Bad Oeynhauſen für 
die Erweiterung der Brunnenanlagen ihres Waſſerwerkes in Rehme 
durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 30 S. 107, ausgegeben am 27. Juli 1929; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Juli 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Luckau N. L. für den Ausbau 
des Weges Sonnewalde — Schönewalde —Frankena— Kirchhain N. L. als Kunſtſtraße 


durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 30 S. 151, ausgegeben am 
27. Juli 1929. 
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